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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über eine Rentenversicherung der Handwerker 
(Handwerker versidierungsgesetz — HVG) 

— Drucksache 993 — 

und 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Versicherung der Handwerker 
(Handwerkerversicherungsgesetz) 

— Drucksache 634 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Korspeter 


1. Allgemeiner Bericht 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe streben eine 
Neuregelung der Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk an, die bereits in den Jahren 195b und 
anläßlich der Neuregelung der Rentenversicherung 
1957 die gesetzgebenden Körperschaften beschäftigt 
hat. 

Die Entwürfe der Fraktion der FDP und der Frak- 
tion der CDU/CSU beruhen auf gleichen Grund- 
sätzen für eine Neuregelung der Handwerkerversi- 
cherung und weichen nur in Einzelheiten vonein- 
ander ab. Sie haben insbesondere zum Inhalt 

1. eine Überführung der Handwerkerversorgung 
in die Rentenversicherung der Arbeiter, 

2. eine Beseitigung des bestehenden Sondervermö- 
gens der Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk, 

3. eine Begrenzung der Dauer der Versicherungs- 
pflicht der Handwerker, 


4. eine Begrenzung der Höhe der Beitragsleistung 
für Handwerker. 

Der Ausschuß hat sich mit diesen Fragen und 
darüber hinaus mit 

5. den finanziellen Auswirkungen der Gesetzent- 
würfe eingehend befaßt. 

Er hat zusammen mit dem mitberatenden Aus- 
schuß für Mittelstandsfragen Sachverständige aus 
den beteiligten Berufsverbänden, der privaten Le- 
bensversicherung und der Rentenversicherungs- 
träger gehört. 

Zu 1. 

Überführung der Handwerkerversorgung in die 
Rentenversicherung der Arbeiter 

Die Handwerkerversorgung wird seit ihrer Ein- 
führung im Jahre 1938 von der Rentenversicherung 
der Angestellten durchgeführt. Als Begründung für 
die beabsichtigte Überführung in die Renten- 
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Versicherung der Arbeiter wurde von den Antrag- 
stellern betont, daß die selbständigen Handwerker 
mit Ausnahme der sogenannten Meistersöhne als 
Lehrlinge und Gesellen der Rentenversicherung der 
Arbeiter angehören und daher auch in Zeiten der 
Selbständigkeit hier verbleiben sollen, um eine 
Wander Versicherung zu vermeiden. 

Die SPD gab in diesem Zusammenhang ihrem 
Bedauern darüber Ausdruck, daß die vorgelegten 
Entwürfe nur ein Teilgebiet der Alterssicherung 
aller Selbständigen vorsähe und daß es bei der Re- 
gierung offenbar an einer Konzeption zur Alters- 
sicherung aller Selbständigen fehle, trotzdem sich 
das Sozialkabinett bei der Vorbereitung der Renten- 
neuregelung sgesetze dafür ausgesprochen habe, 
eigenständige Sicherungseinrichtungen für die Selb- 
ständigen zu schaffen. In der weiteren Diskussion 
wurde darauf hingewiesen, daß bei der beantragten 
Einbeziehung der Handwerker in die Rentenver- 
sicherung der Arbeiter den Handwerkern gegen- 
über den versicherungspfliditigen Arbeitern Sonder- 
rechte und Sondervergünstigungen zugebilligt wür- 
den, die einmal gegen den Grundsatz der Gleichbe- 
handlung aller Pflichtversicherten verstoßen, zum 
andern aber auch die Rentenversicherung der Ar- 
beiter finanziell zusätzlich belasten können. 

Die Antragsteller betonten, daß sie die Probleme 
und die Schwierigkeiten, Selbständige in die Pflicht- 
versicherung der Arbeiter einzubeziehen, nicht ver- 
kennen, glaubten aber, ihre Bedenken auf Grund des 
Wunsches der Handwerker zurückstellen zu sollen. 

Übereinstimmend brachte der Ausschuß zum Aus- 
druck, daß durch die Einbeziehung der Handwerker 
in die Rentenversicherung der Arbeiter keine Be- 
nachteiligung und finanzielle Belastung eines Ver- 
sicherungsträgers erfolgen solle und dürfe. 

Deshalb hat der Ausschuß Bestimmungen über die 
gesonderte Rechnungslegung für die Rentenversi- 
cherung der Handwerker beschlossen. 

Zu 2. 

Beseitigung des bestehenden Sondervermögens für 
die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 

Die Handwerkerversorgung wurde seit 1957 in 
der Rentenversicherung der Angestellten als Son- 
dervermögen geführt, nachdem bereits seit Mitte 
1956 eine getrennte Einnahmen- und Ausgabenrech- 
nung für die Handwerkerversorgung gesetzlich vor- 
gesehen war. Das Sondervermögen soll nach den 
vorgelegten Gesetzentwürfen — nach Drucksache 
634 (§ 21) ausdrücklich, nach Drucksache 993 durch 
Streichung des Artikels 2 § 52 Abs. 4 und 5 AnVNG 
— entfallen. Die Aufhebung des Sondervermögens 
wurde von den Sachverständigen des Berufsverban- 
des der Handwerker als notwendig bezeichnet. Die 
Antragsteller haben diese Aufhebung vor allem 
damit begründet, daß mit dem Sondervermögen eine 
besondere Behandlung der Selbständigen in der 
Rentenversicherung der Arbeitnehmer verbunden 
werden könne, die im Vergleich zu dem Fehlen einer 
getrennten Rechnung für freiwillig Versicherte nicht 
gerechtfertigt sei. Auch sei eine Verwaltung des 
Sondervermögens bei den 18 Landesversicherungs- 
anstalten im Vergleich zum jetzigen Zustand, bei 


dem nur ein Sondervermögen bei der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte bestehe, schwierig. 

Um allem Bedenken zu begegnen, daß mit dem 
Wegfall des Sondervermögens eine finanzielle Über- 
sicht über die Entwicklung der Handwerkerversiche- 
rung verlorengehe, hat die Fraktion der CDU/CSU 
beantragt, die Einnahmen und Ausgaben für die 
Handwerkerversorgung getrennt nachzuweisen. 

Der Ausschuß hat sich diesem Antrag angeschlos- 
sen. Außerdem wurde im Ausschuß übereinstim- 
mend festgestellt, daß die getrennte Rechnungsle- 
gung auch für den Bundeszuschuß gelten und in der 
versicherungstechnischen Bilanz ihren Ausdruck fin- 
den solle. 

Zu 3. 

Begrenzung der Dauer der Versicherungspflicht der 
Handwerker 

Nach dem Entwurf der Fraktion der FDP kann 
der Handwerker nach 15jähriger Versicherungszeit 
von der Pflichtversicherung befreit werden} nach 
dem Entwurf der Fraktion der CDU/CSU ist der 
Handwerker nach einer Entrichtung von Pflichtbei- 
trägen für 216 Kalendermonate (18 Jahre) nicht 
mehr versicherungspflichtig. Während bei den son- 
stigen Pflichtversicherten in der Rentenversicherung 
der Arbeiter mit einer Versicherungszeit bis zu 50 
Jahren zu rechnen ist, kann nach einer Versiche- 
rungszeit von 15 bzw. 18 Jahren nach Auskunft 
eines Vertreters der Bundesregierung nur mit Ver- 
sichertenrenten in Höhe von 80 bis etwa 100 DM 
monatlich gerechnet werden, sofern die Versicherung 
nach Ablauf der genannten Zeiten nicht fortgeführt 
wird. Da nach der Neuregelung der Rentenversiche- 
rung die Höhe der Rente weitgehend von der Dauer 
der Beitragsentrichtung und der Höhe der Beiträge 
abhängt, ist nach den Gesetzentwürfen für die näch- 
sten Jahre ein Sinken der durchschnittlichen Ren- 
tenbeträge für Handwerker nicht ausgeschlossen, 
zumal in den Fällen der Vergleichsberechnung nicht 
mehr die festen Rententeile der Rentenversicherung 
der Angestellten, sondern die geringeren festen 
Rententeile der Rentenversicherung der Arbeiter ge- 
währt werden. Die Antragsteller haben die Begren- 
zung der Zeit der Pflichtversicherung damit begrün- 
det, daß die Handwerker auch nachher sich freiwillig 
weiterversichern würden und daß sie im Alter nicht 
allein auf ein Renteneinkommen angewiesen seien. 
Es gehöre zum Risiko des selbständigen Handwer- 
kers, die Höhe der Alterssicherung weitgehend 
selbst zu bestimmen, wobei er auch unter Umstän- 
den die Konsequenz auf sich nehmen müsse, nur 
eine niedrige Rente zu erhalten. 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit beschlossen, die 
Versicherungszeit für die Pflichtversicherung der 
Handwerker auf 18 Jahre festzulegen und es nicht 
bei einer Beitragszeit von 15 Jahren zu belassen. 
Während auf der einen Seite in jeder Begrenzung 
der Versicherungszeit schon ein Vorrecht der Selb- 
ständigen gegenüber den ebenfalls pflichtver- 
sicherten Arbeitern gesehen wurde, wurde anderer- 
seits eine Erhöhung der Pflichtversicherungszeit von 
15 auf 18 Jahre deswegen für notwendig erachtet. 
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damit der Handwerker, der sich im Durchschnitt 
nach 15 Jahren in abhängiger Arbeit selbständig 
machen dürfte, auch in den ersten Jahren seiner 
Selbständigkeit zur Beitragsentrichtung für seine 
Alterssicherung angeregt wird. Die Versicherungs- 
zeit für die 18jährige Tätigkeit bringt, wie im Aus- 
schuß hervorgehoben wurde, außerdem die Ver- 
günstigung mit sich, daß die Voraussetzung für die 
Gewährung der Zurechnungszeit im Falle vorzeitiger 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit etwa bis einschließ- 
lich des 50. Lebensjahres erfüllt werde. 

Zu 4. 

Begrenzung der Höhe der Beitragsleistung für 
Handwerker 

Im Ausschuß bestand Übereinstimmung, daß die 
gegenwdiLige beiiragsoeiasLUiig aes ndiiuwerKers 
mii 14 V. n. seines r-inKommens zi; iriarien luuren 
kann, weil er den Aiiieii, aen der /Yroeiineiimer 
von seinem ArDeiigeoer ernaii, mii auiüniigeri mud. 
Wahrend der hntwuri der J^raKuon der rüF die 
Beiiragsoemessimg nach dem imier die beiden r.ne- 
gacien auigeieuLen JbinKommen i^Dpiiiungj aucn in 
die -boziaiversicnerung einiuhren wollte, sieni aer 
Hntwuri der FraKiion der CDü/CbÜ die hiniunrung 
von Durcnschniiisbeitragen vor. Die üiniuniung die- 
ser DurcnschniiLSDeiirage wurde damit begründet, 
daß sie dem nandwerKer eine IN acnpruiung seiner 
EmKommensverhaitnisse im Regellaiie erspart und 
die beitragserhebung so erhebiicn vereiniacnt. INacn 
der vom Ausschuß gebilligten Regelung, die den 
Vorschlägen der Drucksache 993 iast völlig ent- 
spricht, ist nunmehr für alle Handwerker eine bei- 
tragshöhe vorgesehen, wie sie die Arbeitnehmer 
durchschnittlich zu entrichten haben; sie betragt zur 
Zeit 56 DM monatlich. Alleinmeister und nand- 
werker, die nur mit einem Lehrling arbeiten, oder 
die weniger als 4 Jahre in die Handwerksroiie erst- 
malig eingetragen sind, haben diesen Durchschnitts- 
beitrag vonß6 DM nur jeden zweiten Monat zu ent- 
richten, so daß die monatliche Beitragsbelastimg für 
sie 28 DM beträgt. Für diese zuletzt genannten Per- 
sonenkreise ist außerdem die Möglichkeit gegeben, 
dann, wenn ihr Einkommen unter der Hälfte des 
Durchschnittseinkommens der Arbeiter und Ange- 
stellten, also derzeit unter 200 DM monatlich liegt, 
der Beitragsentrichtung ihr tatsächliches Einkommen 
zugrunde zu legen. Sie haben jedoch wenigstens in 
jedem zweiten Monat einen Beitrag von 28 DM zu 
entrichten. Für die Masse der Handwerker gibt es 
danach in Zukimft nur noch eine für sie in Betracht 
kommende Beitragsklasse, nämlich die zu 56 DM; 
diesen Beitrag entrichten etwa die Hälfte der Hand- 
werker jeden, die andere Hälfte jeden zweiten 
Monat. 

Der mitberatende Ausschuß für Mittelstandsfragen 
hat sich besonders mit der Beitragsbelastung der * 
Handwerker beschäftigt. Er hat darauf hingewiesen, 
daß auch für die Handwerker eine Härte entstehen 
könne, die mehrere Lehrlinge ödere einen Gesellen 
beschäftigen. Eine solche Härte könne beispiels- 
weise insbesondere eintreten, wenn ein Betrieb ein 
oder mehrere Jahre mit Defizit arbeite, wenn un- 
günstige Pachtverträge zeitweise das Einkommen 


drückten, wenn in Krankheitsfällen eine zusätzliche 
Arbeitskraft eingestellt werden müsse oaer bei 
Saisonbetrieben. Der federführende Ausschuß hat 
die Beitragsbelastung in diesen Fällen eingehend 
erörtert, jedoch keine Änderungen in dieser Hin- 
sicht vorgenommen. Im Regelfall ist dem Hand- 
werker, der einen Gesellen beschäftigt, zuzumuten, 
daß er für seine eigene Alterssicherung ebensoviel 
aufwendet wie für diejenige seines Gesellen. Für 
die Zeit längerer mit Arbeitsunfähigkeit verbunde- 
ner Krankheit ist eineBeitragsbefreiimg vorgesehen. 
Für die Zeit, in der die Ausgaben des Betriebes die 
Einnahmen übersteigen, bestand schon nach bis- 
herigem Recht die Versicherungspflicht fort. Vor 
allem aber hat sich der Ausschuß davon leiten las- 
sen, daß die Verpflichtung zu solcher Beitrags- 
entrichtung zeitlich begrenzt ist und nach 18 Jahren 
endet. Mit Rücksicht hierauf schienen weitere Aus- 
nahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung des 
Durchschnittsbeitrages nicht angebracht. 

Zu 5. 

Die finanziellen Auswirkungen der Gesetzentwürfe 

Der Ausschuß hat bei der Beurteilung der finan- 
ziellen Entwicklung der Handwerkerversorgung da- 
von Kenntnis genommen, daß in den Jahren 1957 
bis 1960 die Handwerkerversorgung in der Renten- 
versicherung der Angestellten einen Fehlbetrag ge- 
zeigt hat. Von seiten der Antragsteller wurde die 
Hoffnung geäußert, daß sich durch eine größere Be- 
reitschaft der Handwerker, Beiträge zu entrichten, 
und durch einen intensiven verbesserten Beitrags- 
einzug in Zukunft die Einnahmen der Handwerker- 
versorgung so erhöhen werden, daß sie zusammen 
mit den übrigen Einnahmen die Ausgaben decken. 
Im übrigen werde durch die besondere Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung der Versicherung der Hand- 
werker eine genaue Übersicht über die spätere 
finanzielle Entwicklung sichergestellt. 

Um den Einwänden Rechnimg zu tragen, daß die 
Händwerkerversicherung etwa deswegen einen 
Fehlbetrag aufweise, weil in ihr die Beiträge der 
freiwillig weiterversicherten Handwerker nicht ent- 
halten seien, legte der Ausschuß besonderen Wert 
darauf, daß auch die Beiträge dieser Handwerker 
und deren Renten gesondert. erfaßt werden und daß 
die Vorversicherungszeiten, welche die Handwerker 
während ihrer abhängigen Arbeit zurückgelegt ha- 
ben, berücksichtigt werden. Falls sich, was die An- 
tragsteller für unwahrscheinlich halten, ein Defizit 
ergeben sollte, müßte sich später der Gesetzgeber 
mit Maßnahmen zur Deckung eines Defizits be- 
fassen, um eine finanzielle Belastung der Renten- 
versicherung der Arbeiter zu vermeiden. 

Da die Renten aus der Handwerkerversorgung in 
Zukunft auf die Rentenversicherung der Arbeiter 
übergehen, war es notwendig, auch den Zuschuß des 
Bundes, der auf die Handwerkerversorgung entfiel, 
von der Rentenversicherung der Angestellten auf 
die Rentenversicherung der Arbeiter zu verlagern. 
Es handelt sich — abgesehen von der Erstattung der 
Sonderzuschüsse — um einen Betrag von 48 Mio DM 
im Jahre 1960. Die Fraktion der SPD hat verlangt. 
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daß der Bundeszuschuß für die Handwerkerversiche- 
rung in dem Umfange erhöht würde, wie er in der 
Rentenversicherung der Arbeiter im Verhältnis zu 
den Rentenausgaben gegeben werde. Die FDP hat 
eine Berechnung des Bundeszuschusses in einer 
Höhe verlangt, die eine Benachteiligung der Arbei- 
terrentenversicherung ausschließt. Die Fraktion der 
CDU/CSU hat beide Anträge mit der Begründung 
abgelehnt, daß durch die Überführung der Hand- 
werkerversicherung von der Rentenversicherung 
der Angestellten auf die Rentenversicherung der 
Arbeiter insgesamt Mehrausgaben nicht entstehen. 
Daher sei eine Erhöhung des Bundeszuschusses auch 
nicht angebracht. 


. II. Bericht über die Einzelbeschlüsse 

Der Ausschuß ist bei seinen Beratungen von dem 
in Drucksache 993 enthaltenen Entwurf der CDU/CSU 
ausgegangen und hat dabei den Entwurf der FDP 
— Drucksache 634 — herangezogen, jedoch letztere 
am Schlüsse seiner Beratungen nach Annahme des 
Antrags der Drucksache 993 mit Änderungen als er- 
ledigt abgelehnt. Sämtliche angenommenen Ände- 
rungen wurden — mit Ausnahme derjenigen zu § 3 
Abs. 2 — von der Fraktion der CDU/CSU beantragt. 

In der Überschrift des Gesetzes wurde die Ab- 
kürzung „HVG" in „HwVG" umgeändert, um Ver- 
wechselungen mit dem Gesetz über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 21. De- 
zember 1938 zu vermeiden. 

Zu § 1 

In § 1 ist die Überführung in die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter vorgesehen und die Begrenzung 
der Versicherungspflicht von Handwerkern auf eine 
Pflichtversicherungszeit von 18 Jahren enthalten. 
Versichert werden danach alle männlichen und 
weiblichen Handwerker, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, ohne daß es auf den Grund der 
Eintragung (Meisterprüfung oder Ausnahmegeneh- 
migung) ankommt; für die Vergangenheit regelt § 8 
Abs. 2 dazu einen Sonderfall entsprechend. Der 
Grund der Eintragung in die Handwerksrolle soll 
einer Nachprüfung nicht unterliegen. 

In Absatz 5 ist ausgeführt, welche Vorschriften 
für die Handwerker gelten, die nach diesem Gesetz 
versichert sind. Da nach der Reichsversicherungs- 
ordnung einige kleinere Gruppen von Selbständigen 
(Hausgewerbetreibende, Küstenschiffer) pflichtver- 
sichert sind, lag es nahe, das für diese Personen- 
gruppen geltende Recht auch für die Versicherung 
nach diesem Gesetz anzuwenden; eine redaktionelle 
Änderung in Absatz 5 stellt diese Verweisung klar. 
Ebenso wie für diese Personengruppen ist eine frei- 
willige Weiterversicherung nach den allgemeinen 
Vorschriften zulässig. 

Zu § 2 

Für die Versicherungsfreiheit von Handwerkern 
gelten nach § 1 Abs. 5 die Vorschriften für die Ren- 
tenversicherung der Arbeiter. Darüber hinaus war 


es mit Rücksicht auf den Umstand, daß die Versiche- 
rungspflicht für die Handwerker an die Eintragung 
in die Handwerksrolle anschließt, notwendig, wei- 
tere Personengruppen für versicherungsfrei zu er- 
klären; sie sind in § 2 Abs. 1 aufgeführt. Der Aus- 
schuß hat sich dabei für eine engere Begrenzung der 
Versicherungsfreiheit von Witwen und Witwern 
ausgesprochen. Während nach der Fassung der 
Drucksache 993 alle Witwen und Witwer versiche- 
rungsfrei sein sollten, auch diejenigen, deren ver- 
storbener Ehegatte nicht Handwerker war, besteht 
nunmehr eine Versicherungsfreiheit nur für solche 
Witwen und Witwer, die den Handwerksbetrieb 
ihres verstorbenen Ehegatten fortführen und nicht 
selbst vor dessen Tode nach diesem Gesetz pflicht- 
versichert waren. Dem weitergehenden Antrag der 
Fraktion der SPD, nur Witwen mit vollendetem 
50. Lebensjahr, die durch ihre Beitragsleistung eine 
eigene Rente nicht mehr erreichen können, für ver- 
sicherungsfrei zu erklären, ist die Mehrheit des 
Ausschusses nicht gefolgt. 

In Anlehnung an das bisherige Recht ist als § 2 
Abs. 1 Nr. 6 eine Vorschrift über die Versicherungs- 
freiheit der Bezirksschornsteinfegermeister eingefügt 
worden. Deren Versorgung wird gegenwärtig von 
der Versorgungsanstalt der Deutschen Bezirks- 
schornsteinfegermeister gewährleistet. Die einge- 
fügte Vorschrift läßt die Pflichtmitgliedschaft zu 
dieser Versorgungsanstalt oder die Beitragspflicht 
dazu der Versicherung nach diesem Gesetz ver- 
gehen. 

Zu § 3 

§ 3 regelt einige Besonderheiten des Leistungs- 
rechts für die Versicherung der Handwerker für die 
Zeit, in der sie in die Handwerksrolle eingetragen 
sind. Im Ausschuß sind hierzu vielfach Bedenken 
vorgetragen worden, daß bei einer Pflichtversiche- 
rungszeit von 18 Jahren sich die allgemeinen Vor- 
schriften der Rentenversicherung unverhältnismäßig 
günstig für Handwerker auswirken. Dabei ist z. B. 
auf die Regelung über die Zurechnungszeit hinge- 
wiesen worden, deren Voraussetzung (Halbdeckung 
aus Pflichtbeiträgen) der Handwerker im Regelfall 
bis zum 51. Lebensjahr erfüllen wird, ohne daß er 
nach dem 33. Lebensjahr Beiträge zu leisten braucht. 
Weiter wurde auf die Gefahren hingewiesen, die 
darin liegen könnten, daß eine Löschung in der 
Handwerksrolle erfolge und Arbeitslosigkeit etwa 
zur Erreichung des vorzeitigen Altersruhegeldes 
(§ 1248 Abs. 2 RVO) angenommen werde, obwohl 
der Handwerksbetrieb als solcher weitergeführt 
wird (Verpachtung, Übergabe an den Sohn). Auch 
die Vorschrift, daß die Pflichtbeiträge der ersten 5 
Kalenderjahre bei der Berechnung der Rentenhöhe 
außer acht gelassen werden können, wirkt sich be- 
sonders günstig aus, wenn die Pflichtversicherungs- 
zeit nur 18 Jahre beträgt. Der Ausschuß hat jedoch 
eine Berücksichtigung dieser Möglichkeiten im Ge- 
setzentwurf für nicht angebracht gehalten, da auch 
freiwillig Weiterversicherte in ähnlicher Weise 
solche Begünstigungen in Anspruch nehmen können. 
Lediglich für den Fall der Arbeitsunfähigkeit, die bei 
Arbeitnehmern regelmäßig der Nachprüfung durch 
den vertrauensärztlichen Dienst der Kranken- und 
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Rentenversicherung unterliegt, hielt er es für erfor- 
derlich, eine Vorschrift einzufügen, nach der be- 
stimmt werden kann, wie die Nachweise über die 
Arbeitsunfähigkeit zu erbringen sind. Es ist hier 
etwa an amtsärztliche Bescheinigungen oder an Be- 
scheinigungen sonstiger öffentlich-rechtlicher Stel- 
len gedacht worden. 


Zu § 4 

Zu dieser Vorschrift über die Höhe der Pflichtbei- 
träge hat der Ausschuß eingehend die zumutbare 
Beitragsbelastung der Handwerker erörtert, nach- 
dem er vom Ausschuß für Mittelstandsfragen be- 
sonders darauf hingewiesen worden war (siehe den 
Allgemeinen Teil dieses Berichtes, zu 3.), Änderungen 
hat er jedoch nur in Zusammenhang mit den zu § 3 
erörterten Problemen vorgenommen; er hat nämlich 
in Absatz 4 die Befreiung von der Beitragsentrich- 
tung für Zeiten der Krankheit von einem Antrag 
abhängig gemacht, damit auch bei der Rentenberech- 
nung Zeiten der Krankheit ohne weiteres nachzu- 
weisen sind. Es ging dem Ausschuß darum, für die 
Beitragsentrichtung und die Rentengewährung einen 
Nachweis so frühzeitig aufzustellen, daß die Stellen, 
die zur Erteilung solcher Bescheinigungen berechtigt 
sind, Nachprüfungen anstellen können. 

Zur gleichmäßigen Behandlung von Arbeitneh- 
mern und von solchen Handwerkern, die zur Ent- 
richtung von Beiträgen in jedem zweiten Monat be- 
rechtigt sind, hat der Ausschuß es für erforderlich 
gehalten, die Nachentrichtung von Beiträgen so zu 
begrenzen, daß die Beitragsdichte nicht mehr als 
6 Beiträge im Jahr beträgt. Er hat dementsprechend 
an den Abäatz 5 einen weiteren Satz angefügt. 

Für die Handwerker, die zum Wehrdienst einbe- 
rufen werden, werden die Beiträge vom Bund ge- 
zahlt (§ 1385 Abs. 4 Buchstabe d RVO in Verbin- 
dung mit § 1 Abs. 1 Nr. 2 HwVG). 


Zu § 5 

Die bisherige Regelung des § 5 über das Beitrags- 
verfahren hat der Ausschuß auf die §§ 5 und 5a auf- 
geteilt und einen § 5b hinzugefügt. § 5 enthält nun- 
mehr allein das Beitragsverfahren, das meist anzu- 
wenden ist, nämlich die Beitragsentrichtung durch 
Beitragsmarken. Absatz 2 Satz 1 ist als Sondervor- 
schrift für diejenigen Handwerker notwendig, die ihre 
Beiträge nur in jedem zweiten Monat zu entrichten 
haben; sein erster Satzteil dient lediglich der Klarstel- 
lung. Absatz 2 Satz 1 zweiter Satzteil legt dem pflicht- 
versicherten Handwerker die Pflicht auf, seine Bei- 
tragsentrichtung jährlich nachzuweisen. Die Vor- 
schrift wurde in Anlehnung an § 1426 Abs. 4 RVO 
abgefaßt. An Absatz 7 wurde eine Ermächtigung für 
den Bundesminister für Arbeit angefügt, Art und 
Umfang der Mitteilungen der Handwerkskammer 
über die Anmeldungen und Löschungen in der 
Handwerksrolle zu bestimmen; diese Ermächtigung 
soll nach Meinung des Ausschusses auch für die aus 
Anlaß des Inkrafttretens des Gesetzes notwendigen 
Mitteilungen gelten. 


Zu § 5a 

§ 5a regelt den Beitragseinzug von pflichtver- 
sicherten Handwerkern. Dieser ist für einzelne Be- 
zirke von Landesversicherungsanstalten oder von 
Handwerkskammern möglich, wenn es der Bundes- 
minister für Arbeit mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmt. Im Saarland besteht bereits ein 
solcher Beitragseinzug. Er hat sich dort durchaus be- 
währt. Durch § 9 Abs. 4 wird er aufrechterhalten. 
Der Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
kann die Beiträge pflichtversicherter Handwerker 
entweder unmittelbar einziehen oder aber mit Trä- 
gern der gesetzlichen Krankenversicherung verein- 
baren, daß diese die Beiträge einziehen. Für diesen 
Fall schreibt Absatz 2 die anzuwendenden Vor- 
schriften vor. Entgegen dem Entwurf Drucksache 
993 können bei dem Beitragseinzug nicht nur die 
Innungskrankenkassen, sondern auch die anderen 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung be- 
teiligt werden. 

Aus dem bisherigen § 5 wurde der Absatz 4 nicht 
übernommen. 

Zu § 5b 

§ 5b wurde in das Gesetz als neue Vorschrift auf- 
genommen. Da das Sondervermögen für die Hand- 
werkerversorgung durch die Aufhebung des Ar- 
tikels 2 § 52 Abs. 5 und 6 AnVNG aufgehoben wird, 
soll eine besondere Einnahmen- und Ausgabenrech- 
nung, wie sie bereits das Änderungsgesetz vom 
27. August 1956 vorsah, beibehalten werden (siehe 
dazu den Allgemeinen Teil dieses Berichtes, zu 2.). 
§ 5b übernimmt inhaltlich weitgehend die Vorschrif- 
ten des Artikels 2 des Änderungsgesetzes von 1956, 
mildert sie jedoch teilweise ab. Insbesondere wollte 
es der Ausschuß vermieden wissen, daß die Beiträge 
von Handwerkern von den Versicherungsträgern 
dann, wenn sie nicht durch besondere Beitragsmar- 
ken entrichtet sind, zurückerstattet werden. Nun- 
mehr findet auch für solche Beiträge die Regelung 
des § 1421 RVO Anwendung. 

Von der gesonderten Einnahmen- und Ausgaben- 
rechnung sind, soweit irgend möglich, alle Beitrags- 
zahlungen von Handwerkern zu erfassen, auch so- 
weit sie freiwillig weiterversicherte Handwerker ge- 
leistet haben. Dem Ausschuß lag weiter daran, daß 
im Laufe der Zeit alle Renten, in denen Beiträge von 
Handwerkern enthalten sind, erfaßt werden und der 
Anteil festgestellt wird, der auf Beiträge entfällt, 
die Handwerker in der Zeit ihrer Beschäftigung in 
abhängiger Arbeit, also meist als Gesellen und 
Lehrlinge, entrichtet haben. Da ein Nachweis im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes noch nicht 
sofort erbracht werden kann, wurde der Bundesmini- 
ster für Arbeit ermächtigt, nähere Vorschriften über 
den Nachweis zu erlassen; der Nachweis muß für 
alle Landesversicherungsanstalten in gleicher Weise 
vorgenommen werden. 

Zu § 6 

Der Zweite Abschnitt des Gesetzes enthält die 
Ubergangsvorschriften. § 6 betrifft die Überleitung 
der Versicherungsfreiheit wegen des Abschlusses 
eines Lebensversicherungsvertrages. Die Voraus- 
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Setzungen für diese Versicherungsfreiheit sind weit- 
möglichst vereinfacht worden. Diese Regelung war 
notwendig, weil die große Zahl der Befreiungsan- 
träge nach dem Änderungsgesetz von 1956 noch 
heute bei der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte nicht bearbeitet werden konnte und ihre 
Erledigung mit möglichst geringem Verwaltungsauf- 
wand so schnell wie möglich erfolgen muß. Der Aus- 
schuß hat die Versicherungsfreiheit auf alle solche 
Lebensversicherungsverträge ausgedehnt, die bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen 
werden und dementsprechend die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Daten gestrichen. 

Die Absätze 1 und 3 nehmen jeweils Bezug auf 
die Versicherungsfreiheit nach § 3 des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk. 
In dieser Vorschrift ist lediglich bestimmt, daß ein 
Lebensversicherungsvertrag abgeschlossen sein muß. 
Die näheren Voraussetzungen regeln sich nach den 
Durchführungsverordnungen sowie nach ergänzen- 
den gesetzlichen Vorschriften. Der Ausschuß ist 
davon ausgegangen, daß zur Beurteilung der Ver- 
sicherungsfreiheit nach § 3 sämtliche jeweils gel- 
tenden Durchführungs- und Ergänzungsvorschriften 
heranzuziehen sind. 

Zu § 7 

§ 7 befaßt sich mit der Überleitung der Befreiungen 
von der Versicherungspflicht, und zwar sowohl mit 
denjenigen Befreiungen, die von der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte ausgesprochen 
worden sind, wie auch mit denjenigen, die bean- 
tragt sind. Die bereits gestellten, aber noch nicht 
beschiedenen Anträge sind nach § 10a Abs. 4 von 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
weiterzubearbeiten. Sie sind nach dem bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Recht zu be- 
urteilen („befreit werden"). Auch hier sind die 
Voraussetzungen für die Genehmigung dieser An- 
träge großzügig erweitert worden. 

An den § 7 wurde eine Sonderbestimmung für das 
Saarland angefügt, die auf die dort geltenden Ge- 
setze verweist. 

Zu § 8 

§ 8 Abs. 1 hat im Rahmen dieses Gesetzes eine 
erhebliche Bedeutung. Sein Satz 1 wandelt alle Bei- 
träge nach dem Handwerkerversorgungsgesetz in 
jeder Hinsicht in Beiträge zur Rentenversicherung 
der Arbeiter um. Durch ihn werden also alle in der 
Vergangenheit auf Grund des Handwerkerversor- 
gungsgesetzes entrichteten Beiträge so behandelt, 
als ob sie von vornherein zur Rentenversicherung 
der Arbeiter entrichtet worden seien. Der Ausschuß 
hat hinzugefügt, daß diese Regelung auc±i für solche 
Beiträge gilt, die bei der Berechnung von Renten 
berücksichtigt wurden, welche für die Zeit vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes gezahlt werden (Satz 1 
zweiter Halbsatz). Da die Beiträge auf Grund des 
Handwerkerversorgungsgesetzes von vornherein als 
Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter gelten, 
entfällt hinsichtlich dieser Beiträge auch die Anwen- 
dung der Vorschriften über die Wanderversicherung. 


Absatz 1 Satz 2 zieht aus der Regelung des 
Satzes 1 die Konsequenzen für die Berechnung 
künftig festzustellender Handwerkerrenten. Diese 
hat — abgesehen von der Ermittlung der persön- 
lichen Bemessungsgrundlage — nach den Vorschrif- 
ten für die Rentenversicherung der Arbeiter zu er- 
folgen. Da das Recht der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten weitgehend überein- 
stimmt, treten hierdurch Nachteile für die Hand- 
werker nur insofern ein, als das vor dem 1. Januar 
1957 geltende Recht anzuwenden ist, wie es z. B. 
bei der Vergleichsberechnung der Renten (Artikel 2 
§ 42 ArVNG) der Fall ist. 

Der Ausschuß hat die Absätze 2 und 4 umfor- 
muliert und in Absatz 4 eine Frist für den Umtausch 
der bisherigen Handwerkerversicherungskarten 
gesetzt. 


Zu § 10 

§ 10 regelt die Übernahme der bei der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte aus der Hand- 
werkerversorgung entstandenen Rentenlast. Die 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter erstat- 
ten der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
davon lediglich die Ausgaben für Renten, nicht da- 
gegen die Aufwendungen für die Krankenversiche- 
rung der Rentner und die sonstigen Ausgaben. Mit 
‘ Rücksicht auf diese grobe Bemessung der Kosten- 
teilung wurde auf der anderen Seite davon abge- 
sehen, für diejenigen Beiträge, die in Handwerker- 
renten als Beiträge von Angestellten berücksichtigt 
worden sind; einen Wanderversicherungsausgleich 
zuzulassen; der Ausschuß hat eine entsprechende 
Bestimmung in § 10 Abs. 3 eingefügt. Ein weiterer 
Ausgleich liegt darin, daß nach § 10 Abs. 1 bereits 
ein Beitrag genügt, um die gesamte Rente als 
Handwerkerrente erscheinen zu lassen. Der Aus- 
schuß hat es für zweckmäßig gehalten, weitere Ver- 
waltungsarbeit zu Feststellungen darüber, ob dieser 
Beitrag der letzte Beitrag im Sinne der Vorschriften 
über die Wanderversicherung sei, zu vermeiden. 

Mit Rücksicht auf die Verschiebung des Inkraft- 
tretens des Gesetzes um ein halbes Jahr war es 
weiter notwendig, eine besondere Erstattung in 
Höhe eines halben Bundeszuschusses einmalig für 
das Jahr 1960 vorzusehen. Während nämlich der 
Bundeszuschuß für Handwerkerrenten bereits mit 
dem 1. Januar 1960 auf die Rentenversicherung der 
Arbeiter übergeht, übernimmt diese die Rentenlast 
erst ein halbes Jahr später. 

Der Ausschuß hat eine besondere Vorschrift über 
die Vermögensauseinandersetzung zwischen der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter ein- 
gefügt. Der Vertreter der Bundesregierung hat 
darauf hingewiesen, daß unter Umständen diese 
Vorschrift sich als nicht durchführbar erweisen 
würde, da rechnerisch genaue Feststellungen für die 
Zeiten vor dem 1. Januar 1957 sich vermutlich nicht 
treffen lassen. Der Ausschuß ist aber der Auffas- 
sung, daß das Bundesversicherungsamt sich um 
diese Auseinandersetzung bemühen solle. Sie soll 
nur solches Vermögen betreffen, das sich bei der 
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Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ange- 
sammelt hat, nicht jedoch in umgekehrter Richtung 
vonstatten gehen. 

Im Saarland werden die Handwerkerrenten zur 
Zeit von einer besonderen Abteilung der Landes- 
versicherungsanstalt für das Saarland festgestellt. 
Hieran soll sich nichts ändern. Dem dient die Ein- 
fügung des Absatzes 5. Auch das bei der Landes- 
versicherungsanstalt für das Saarland angesammelte 
Vermögen für die Handwerkerversorgung wird in 
die Vermögensauseinandersetzung nach Absatz 4 
nicht einbezogen, vielmehr ist hierfür eine beson- 
dere Bestimmung in dem angekündigten Organi- 
sationsgesetz vorzusehen. 

Zu § 10a 

§ 10a wurde als Übergangsvorschrift neu ein- 
gefügt. Er regelt in Absatz 1 die Zuständigkeit für 
die Feststellung der Renten, in Absatz 2 diejenige 
für die sonstigen Versicherungsangelegenheiten, in 
Absatz 3‘ diejenige für die Rehabilitationsmaßnah- 
men und in Absatz 4 diejenige für die Anträge auf 
Befreiung von der Versicherungspflicht. Soweit 
danach Zuständigkeiten auf die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter übergehen, ist von die- 
sen derjenige Träger örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherte zur Zeit der Entrichtung des 
letzten Handwerkerbeitrages seinen Wohnsitz ge- 
habt hat. 

Zu § 11 

§ 1 1 enthält Änderungen der Reichsversicherungs- 
ordnung, des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze, die 
sich wegen der Überführung der Handwerkerversor- 


gung in die Rentenversicherung der Arbeiter als 
notwendig erwiesen. Wie durch § 8 Abs. 1 ein Fall 
der unechten Wanderversicherung ausgeschlossen 
wird, so wird auch durch § 11 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 
2 Nr. 2 ein weiterer Fall der unechten Wanderver- 
sicherung klargestellt. 

Besonders umstritten war die Bemessung des 
Bundeszuschusses, dessen Regelung in Absatz 1 
Nr. 4 und Absatz 2 Nr. 3 enthalten ist. Eine Än- 
derung der im Entwurf der CDü enthaltenen Zahlen 
ergab sich daraus, daß das Inkrafttreten des Ge- 
setzes verschoben wurde. Zu den übrigen Anträgen 
zum Bundeszuschuß siehe Näheres in dem Allge- 
meinen Teil dieses Berichtes unter zu 4. In dem von 
der Rentenversicherung der Angestellten auf die 
Rentenversicherung der Arbeiter verlagerten Teil 
des Bundeszuschusses konnte die Umwandlung des 
Landeszuschusses zur Rentenversicherung im Saar- 
land in einen Bundeszuschuß nicht berücksichtigt 
werden; sie wird in dem angekündigten Organi- 
sationsgesetz für die saarländische Sozialversi-che- 
rung zu erfolgen haben. 

Zu § 12 

Als Nr. 14 und 15 wurden die saarländischen Ge- 
setze über die Handwerkerversorgung mit auf- 
geführt. 

Zu § 14 

Um den Trägern der Rentenversicherung der Ar- 
beiter genügend Zeit für eine Vorbereitung auf ihre 
neuen Aufgaben in der Handwerkerversicherung zu 
geben, wurde das Inkrafttreten des Gesetzes um 
etwa ein halbes Jahr hinausgeschoben. Die Vor- 
schriften über den Bundeszuschuß treten dagegen 
bereits mit dem 1. Januar 1960 in Kraft. 


Bonn, den 29. Oktober 1959 

Frau Korspeter 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 993 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Versicherung 
der Handwerker (Handwerkerversicherungsge- 
setz) — Drucksache 634 — als durch die Beschluß- 
fassung zu Nr. 1 erledigt abzulehnen. 

Bonn, den 29. Oktober 1959 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 
Dr. Schellenberg Frau Korspeter 

Vorsitzender Berichterstatterin 


7 



Drucksache 1379 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zu sairi me ns te ! I u n g 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebracb.ten Entwurfs 
eines Gesetzes über eine Rentenversicherung der Handwerker 
(Handwerkerversicherungsgesetz — HVG) 

— Drucksache 993 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über eine Rentenversicherung der Handwerker über eine Rentenversicherung der Handwerker 

(Handwerkerversicherungsgesetz — HVG) (Handwerkerversicherungsgesetz — HVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Der 

sen: 

Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 

ERSTER ABSCHNITT 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 


Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

(1) Nach diesem Gesetz werden in der Renten- 
versicherung der Arbeiter versichert 

(1) 

unverändert 

1. Handwerker, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, solange sie Beiträge 
für eine rentenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit für weniger als 
zweihundertsechzehn Kalendermonate ent- 
richtet haben. 



2. Handwerker, die im Zeitpunkt der Ein- 
berufung zu einer Wehrdienstleistung im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des 
Wehrpflichtgesetzes vom 21. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 651) nach Nummer 1 
pflichtversichert waren, für die Dauer der 
Wehrdienstleistung. 



(2) Die Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 2 
geht derjenigen nach Absatz 1 Nr. 1 vor. 

(2) 

unverändert 

(3) Die Versicherungspflicht beginnt mit dem 
Kalendermonat, der auf den Kalendermonat folgt, 
in dem die Voraussetzungen für die Versicherungs- 
pflicht erfüllt werden. 

(3) 

unverändert 

(4) Die Versicherungspflicht endet mit Ablauf des 
Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen für 
die Versicherungspflicht entfallen. 

(4) 

unverändert 
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Entwurf 

(5) Für die Versicherung nach diesem Gesetz 
gelten die Vorschriften der Rentenversicherung der 
Arbeiter für versicherungspflichtige Selbständige 
einschließlich derjenigen, die das Recht der Renten- 
versicherung der Arbeiter ändern oder ergänzen, 
soweit nicht in diesem Gesetz Abweichendes be- 
stimmt ist. 

§ 2 

(1) Versicherungsfrei ist über die Vorschriften, 
die für die Rentenversicherung der Arbeiter gelten, 
hinaus auch, 

1. wer als Inhaber eines handwerklichen 
Nebenbetriebes (§ 2 Nr. 2 und 3 und § 3 
der Handwerksordnung vom 17. Septem- 
ber 1953 [Bundesgesetzbl. I S. 1411], zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 22. De- 
zember 1953 [Bundesgesetzbl. I S. 1567]) in 
die Handwerksrolle eingetragen ist, 

2. wer als Nachlaßverwalter, Nachlaßpfleger 
oder Testamentsvollstrecker einen Hand- 
werksbetrieb führt, 

3. wer als Erbe oder in ungeteilter Erben- 
gemeinschaft in die Handwerksrolle ein- 
getragen und nicht in dem nachgelassenen 
Handwerksbetrieb tätig ist, 

4. Witwen und Witwer für die Zeit nach dem 
Tode ihres Ehegatten, es sei denn, daß sie 
im Zeitpunkt des Todes ihres Ehegatten 
nach § 1 versichert waren, 

5. wer als Arbeitnehmer versicherungs- 
pflichtig ist. 


(2) § 1 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend für die 
Versicherungsfreiheit. 

(3) Für die Befreiung von der Versicherungs- 
pflidit tritt an die Stelle des Beginns des Beschäfti- 
gungsverhältnisses (§ 1230 der Reichsversicherungs- 
ordnung) und der Verleihung der Anwartschaft 
(§ 1231 der Reichs Versicherungsordnung) der Beginn 
des Kalendermonats, in den die genannten Ereig- 
nisse fallen. 

§ 3 

(1) Arbeitslosigkeit im Sinne des § 1248 Abs. 2, 
des § 1251 Abs. 1 und des § 1259 Abs. 1 Nr. 3 der 
Reichsversicherungsordnung liegt nur vor, wenn 
und solange der Handwerker in der Handwerksrolle 
gelöscht ist. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(5) Für die Versicherung nach diesem Gesetz gel- 
ten die Vorschriften der Rentenversicherung der Ar- 
beiter für die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 3 und 4 der 
Reidisversicherungsordnung versicherungspflichti- 
gen Personen einschließlich derjenigen Vorschriften, 
die das Recht der Rentenversicherung der Arbeiter 
ändern oder ergänzen, soweit nicht in diesem Ge- 
setz Abweichendes bestimmt ist. 

§ 2 

(1) Versicherungsfrei sind über die Vorschriften, 
die für die Rentenversicherung der Arbeiter gelten, 
hinaus auch, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Witwen und Witwer für die Zeit nach dem 
Tode ihres Ehegatten, wenn sie dessen 
Handwerksbetrieb fortführen, es sei denn, 
daß sie im Zeitpunkt des Todes ihres Ehe- 
gatten nach § 1 versichert waren, 

5. unverändert 

6. wer als Bezirksschornsteinfegermeister auf 
Grund des § 28 Abs. 1 der Verordnung 
über das Schomsteinfegerwesen vom 
28. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 831, 1134) 
Pflichtmitglied der Versorgungsanstalt der 
deutschen Bezirkssdiomsteinfegermeister 
oder nach § 5 der Verordnung über die 
soziale Versorgung im Schomsteinfeger- 
handwerk vom 28. April 1942 (Reichsge- 
setzbl. I S. 257) zu dieser Versorgungs- 
anstalt beitragspflichtig ist. 

(2) § 1 Abs. 3 und ^ ^riit entsprechend f”'- die 
Versicherungsfreiheit. 

(3) unverändert 


§ 3 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Zeiten der Krankheit im Sinne des § 1243 
Abs. 1, der Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 1259 
Abs. 1 Nr. 1 und der Schwangerschaft oder des 
Wochenbetts im Sinne des § 1259 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung werden bei Anwen- 
dung der genannten Vorschriften nur dann berück- 
sichtigt, wenn der Handwerker während dieser Zei- 
ten keine anderen als die in § 4 Abs. 5 Nr. 2 ge- 
nannten Personen beschäftigt hat. 


(3) War ein Handwerker während einer Ersatz- 
zeit des § 1251 der Reichsversicherungsordnung auf 
Grund seiner Eintragung in die Handwerksrolle 
versicherungspflichtig, so schließt diese Versiche- 
rungspflicht die Anrechnung der Ersatzzeit nicht 
aus, wenn für diese Zeit Beiträge nicht entrichtet 
sind. 


§ 4 

(1) Für die Pflichtversicherung gelten die Bei- 
tragsklassen des § 1387 der Reichsversicherungs- 
ordnung von Beitragsklasse V an. 

(2) Pflichtbeiträge sind ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Arbeitseinkonunens in der Beitragsklasse 
zu entrichten, die für ein Zwölftel des nach § 1256 
Abs. 1 Buchstabe c der Reichsversicherungsordnung 
bestimmten durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
anzuwenden ist. Die Beitragsklasse wird in der in 
§ 1256 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung vor- 
gesehenen Rechts Verordnung bekanntgegeben. 

(3) Pflichtversicherte können anstelle der Bei- 
tragsklasse nach Absatz 2 eine höhere Beitrags- 
klasse wählen, jedoch nicht eine höhere, als einem 
Zwölftel ihrer Jahreseinkünfte (Absatz 6) entspricht. 

(4) Für die in § 3 Abs. 2 aufgeführten Zeiten 
brauchen Beiträge nicht entrichtet zu werden. 

(5) Pflichtversicherte brauchen Beiträge nur für 
jeden zweiten Monat zu entrichten 

1. für die Dauer von drei Kalenderjahren 
nach dem Jahr der erstmaligen Eintragung 
in die Handwerksrolle, 

2. für die Zeit, in der sie in ihrem Gewerbe- 
betrieb mit Ausnahme eines Lehrlings 
keine Personen beschäftigen, die wegen 
dieser Beschäftigung rentenversicherungs- 
pflichtig sind. 


(6) Liegt der im letzten Einkommensteuerbe- 
scheid ausgewiesene Betrag der Jahreseinkürifte 
aus Gewerbebetrieb vor Abzug der Sonderausgaben 
und Freibeträge unter der Hälfte des Betrages des 
nach Absatz 2 bestimmten durchschnittlichen Brutto- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Zeiten der Krankheit im Sinne des § 1251 
Abs. 1, der Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 1259 
Abs. 1 Nr. 1 und der Schwangerschaft oder des 
Wochenbetts im Sinne des § 1259 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung werden bei Anwen- 
dung der genannten Vorschriften nur dann berück- 
sichtigt, wenn der Handwerker während dieser Zei- 
ten keine anderen als die in § 4 Abs. 5 Nr. 2 ge- 
nannten Personen beschäftigt hat. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Verwaltungs Vorschriften 
darüber, wie die Arbeitsunfähigkeit nachzuweisen 
ist. 

(3) unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) Pflichtversicherte brauchen Beiträge nur für 
jeden zweiten Monat zu entrichten 

1. unverändert 


2. unverändert 


Hat der Handwerker von dem Recht des Satzes 1 
im letzten Kalenderjahr vor dem Versicherungsfall 
Gebrauch gemacht, so dürfen nach dem Versiche- 
rungsfall Beiträge für Zeiten vorher auch nur für 
sechs Kalendermonate im Jahr entrichtet werden. 

(6) unverändert 
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arbeitsentgelts, so können die in Absatz 5 genann- 
ten Pflichtversicherten Beiträge in einer niedrigeren 
Beitragsklasse des Absatzes 1 entrichten. 


§ 5 

(1) Die Beiträge Pflichtversicherter werden von 
den Einzugsstellen eingezogen oder durch Verwen- 
dung von Beitragsmarken entrichtet 

(2) Die Beitragsentrichtung hat jeweils am Ende 
jedes Kalendermonats für diesen Monat, in den 
Fällen des § 4 Abs. 5 am Ende der Kalendermonate 
mit gerader Ordnungszahl zu erfolgen. 


(3) Beiträge werden von Pflichtversicherten, die 
Mitglieder einer Handwerksinnung sind und deren 
Innung Trägerinnung einer Innungskrankenkasse 
(§ 250 der Reichsversicherungsordnung) ist, von der 
Innungskrankenkasse (Einzugsstelle) eingezogen. 
Auf Vorschlag der Kreishandwerkerschaft können 
Innungskrankenkassen von dem Träger der Renten- 
versicherung mit dem Beitragseinzug von anderen 
pflichtversicherten Handwerkern beauftragt werden. 

(4) Geht bei der Einzugsstelle von einem Hand- 
werker, der Beiträge zu mehr als einem Zweig der 
Sozialversicherung zu entrichten hat, ein Betrag 
ohne Angabe der Zweckbestimmung ein, so ist er, 
soweit Beiträge nach diesem Gesetz fällig sind, 
hierfür zu verwenden. 

(5) Die Entrichtung der Beiträge an die Einzugs- 
stelle ist von dieser unter Angabe des Zeitraumes, 
für den die Beiträge bestimmt sind, in die Ver- 
sicherungskarte des Versicherten einzutragen. 

(6) Ausgabestellen für die Ausgabe und den Um- 
tausch der Versicherungskarten sind auch die Ein- 
zugsstellen, die Kreishandwerkerschaften und die 
Handwerkskammern. 


§ 5 

(1) entfällt 


(2) Die Beitragsentrichtung hat jeweils am Ende 
jedes Kalendermonats für diesen Monat, in den 
Fällen des § 4 Abs. 5 am Ende der Kalendermonate 
mit gerader Ordnungszahl zu erfolgen; sie ist dem 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter jähr- 
lich am Schluß des Kalenderjahres nachzuweisen. 
Näheres bestimmt die Satzung. 

(3) entfällt hier 

siehe § 5a Abs. 1 und 2 


(4) entfällt 


(5) entfällt hier 

siehe § 5a Abs. 3 


(6) unverändert 


(7) Die Handwerkskammern haben den Versiehe- (7) Die Handwerkskammern haben den Versiche- 
rungsträgern und den Einzugsstellen Einblick in rungsträgern und den Einzugsstellen Einblick in 
die Handwerksrolle zu gewähren und ihnen die die Handwerksrolle zu gewähren und ihnen die 
Anmeldungen und Löschungen mitzuteilen. Anmeldungen und Löschungen mitzuteilen. Der 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung be- 
stimmt mit Zustimmung des Bundesrates Art und 
Umfang der Mitteilungen der Handwerkskammern. 


§ 5 a 

siehe § 5 Abs. 3 (1) Anstelle der Entrichtung der Beiträge durch 

die Verwendung von Beitragsmarken können die 
Beiträge pflichtversicherter Handwerker von einem 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter einge- 
zogen werden. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bestimmt mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch allgemeine Verwaltungs Vorschrift 
den Bezirk und den Beginn des Beitragseinzugs. 

siehe § 5 Abs. 3 (2) Der Träger der Rentenversicherung der Arbei- 

ter kann mit Trägem der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung vereinbaren, daß diese als Einzugsstellen 
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siehe § 5 Abs. 5 


ZWEITER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 
§ 6 

(1) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Versidierungsfreiheit 
nach § 3 des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1900) erfüllten und in dieser 
Zeit versicherungsfrei waren, sind vom 1. April 1959 
an versicherungsfrei. 

(2) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Befreiung von der hal- 
ben Beitragsleistung nach § 5 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk er- 
füllten und in dieser Zeit von der halben Beitrags- 
leistung befreit waren, entrichten vom 1. April 1959 
an für die Dauer ihrer Versicherungspflidit Beiträge 
mindestens nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6. 

(3) Hand;werker, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund eines Versicherungsvertrages 
die Versidierungsfreiheit nach § 3 des Gesetzes 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

tätig werden; §§ 1399 Abs. 3 bis 5, 1400 Abs. 1 und 3, 
1426 Abs. 1 und 2, 1433 bis 1437 der Reichs versldie- 
rungsordnung gelten entsprechend. 

(3) . Die Entrichtung der Beiträge an die Einzugs- 
stelle ist von dieser unter Angabe des Zeitraumes, 
für den die Beiträge bestimmt sind, in die Ver- 
sicherungskarte des Versicherten einzutragen. 

§ 5b 

(1) Beitragsmarken und Versicherungskarten für 
Handwerker haben ein zusätzliches Unterschei- 
dungsmerkmal zu enthalten. Versicherungskarten 
haben eine eigene, für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes in gleicher Weise zusammengesetzte Ver- 
sichertennummer; der Bundesminister für Arbeit 
und Sazialordnung erläßt mit Zustimmung des Bun- 
desrates allgemeine Verwaltungs Vorschriften über 
die Zusammensetzung der Versichertennummern, 

(2) Renten, bei deren Berechnung Beiträge von 
Handwerkern berücksichtigt sind, erhalten ein be- 
sonderes Rentenzeichen. 

(3) Versicherungsunterlagen und Befreiungs- 
anträge von Handwerkern sowie alle sonstigen Vor- 
gänger die bei der Durchführung dieses Gesetzes 
entstehen, werden von den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter besonders geführt und kennt- 
lich gemacht. 

(4) Die Einnahmen und Ausgaben einschließlich 
der Verwaltungskosten sind gesondert nachzuwei- 
sen. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates die 
zum einheitlichen Nachweis erforderlichen Verwal- 
tungsvorschriften. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 
§ 6 

(1) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheit 
nach § 3 des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1900) erfüllten und in dieser 
Zeit versicherungsfrei waren, bleiben versicherungs- 
frei. 

(2) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Befreiung von der hal- 
ben Beitragsleistung nach § 5 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk er- 
füllten und in dieser Zeit von der halben Beitrags- 
leistung befreit waren, entrichten vom Inkrafttreten 
des Gesetzes an für die Dauer ihrer Versicherungs- 
pflicht Beiträge mindestens nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 
und Abs. 6. 

(3) unverändert 
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über die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk geltend gemacht und bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Voraussetzungen für die Ver- 
sicherungsfreiheit nach § 3 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk er- 
füllt haben, bleiben weiterhin versicherungsfrei. 

(4) Handwerker, die vor dem Inkrafttreten dieses (4) unverändert 
Gesetzes auf Grund eines Versicherungsvertrages 

die Befreiung von der halben Beitragsleistung nach 
§ 5 des Gesetzes über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk geltend gemacht haben, 
entrichten vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an für 
die Dauer ihrer Versicherungspflicht Beiträge min- 
destens nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6. 

(5) Die Versicherungsfreiheit endet bei Löschung (5) unverändert 
der Eintragung des Handwerkers in der Handwerks- 
rolle. 

(6) Für Handwerker, die auf Grund eines Pen- (6) unverändert 
sionsvertrages mit der Pensionskasse des Bäcker- 
handwerks Versicherungsverein auf Gegenseitig- 
keit, Sitz Berlin, die Versicherungsfreiheit oder die 

Befreiung von der halben Beitragsleistung geltend 
gemacht haben, gelten die Absätze 1 bis 5 entspre- 
chend, und zwar auch dann, wenn die Versiche- 
rungsfreiheit auf Grund von zwei oder mehr Ver- 
trägen mit der Pensionskasse des Bäckerhandwerks 
und einem oder mehr als einem Lebensversiche- 
rungsunternehmen geltend gemacht wurde. 


§ 7 

(1) Handwerker, die nach Artikel 1 Abs. 2 Nr. 3 
oder Abs. 4 Nr. 3 des Gesetzes zur vorläufigen 
Änderung des Gesetzes über eine Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 27. August 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 755) befreit sind oder werden, 
bleiben von der Versicherungspflicht befreit; § 1230 
Abs. 4 und 5 der Reichsversicherungsordnung gilt. 
Die in Artikel 1 Abs. 2 Nr. 3 des angeführten Ge- 
setzes geforderten Voraussetzungen gelten, soweit 
ein Antrag auf Befreiung gestellt, aber ein binden- 
der Bescheid noch nicht ergangen ist, als erfüllt. Für 
die Berechnung der Wartezeit bei Anwendung des 
Artikels 1 Abs. 4 Nr. 3 des angeführten Gesetzes 
findet § 26 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
in der Fassung vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 88) Anwendung. 

(2) Befreiungen auf Grund des Artikels 2 § 52 
Abs. 3 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 88) gelten als Befreiungen auch für die Zeit nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, auch wenn sie nach- 
her erteilt sind; § 1230 Abs. 4 und 5 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt. 

(3) Befreiungen nach § 33 der Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk vom 
13. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1255) gelten als 
Befreiungen nach § 1230 der Reichsversicherungs- 
ordnung. 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


c h u s s e s 
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§ 8 

. (1) Beiträge, die auf Grund des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk ent- 
richtet sind, gelten als Beiträge zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter. Zur Ermittlung des Verhältnisses 
zwischen dem von dem Versicherten erzielten Ar- 
beitseinkommen (§ 1255 Abs. 6 der Reichsversidie- 
rungsordnung) und dem durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten sind die Vorschrif- 
ten der Rentenversicherung der Angestellten anzu- 
wenden, im übrigen die Vorschriften, die in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter gelten oder zu dem 
maßgebenden Zeitpunkt gegolten haben. Für die 
Halbversicherung gilt, soweit das vor dem 1. Ja- 
nuar 1957 geltende Recht anzuwenden ist, § 6 
Abs. 1 und 3 des genannten Gesetzes. 


(2) Zeiten zwischen dem 9. Mai 1945 und dem 
17. Dezember 1953, in denen ein Handwerker nicht 
in die Handwerksrolle eingetragen war, jedoch 
seinen Handwerksbetrieb gewerbepolizeilidi ange- 
meldet hatte, stehen Zeiten der Eintragung in die 
Handwerksrolle gleich. 

(3) Erfüllen Handwerker die Voraussetzungen für 
die freiwillige Weiterversicherung auch durch Bei- 
träge nach Absatz 1, so können sie vom Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes an die Weiterversicherung nur 
in der Rentenversicherung der Arbeiter durchfüh- 
ren. 

(4) Handwerker-Versicherungskarten gelten bis 
zu ihrem Umtausch als Versicherungskarten der 
Rentenversicherung der Arbeiter weiter. 


§ 9 

(1) Sind für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes Pflichtbeiträge zu entrichten, so bestimmt sich 
ihre Höhe nach § 4, sofern nicht der Handwerker 
nachweist, daß 'er nach bisherigem Recht geringere 
Beiträge zu entrichten hatte. 

(2) Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge von 
Handwerkern für Zeiten vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes sind zur Rentenversicherung der Arbeiter 
nachzuentrichten; dies gilt auch für die Weiterver- 


Be Schlüsse des 20. Ausschusses 

(4) Im Saarland tritt an die Stelle des in Absatz 1 
genannten Gesetzes zur vorläufigen Änderung des 
Gesetzes über eine Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk vom 27. August 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 755) das Gesetz Nr. 569 zur weiteren 
Änderung des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 22. Dezember 1956 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1728); Absatz 1 Satz 1 
gilt entsprechend für Befreiungen auf Grund des § 1 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk vom 
21. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) vom 
6. Juni 1952 (Amtsblatt des Saarlandes S. 661). 


§ 8 

(1) Beiträge, die auf Grund des Gesetzes über die 
Altersversorgimg für das Deutsche Handwerk ent- 
richtet sind, gelten «als Beiträge zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter; dies gilt auch für Rentenbezugs- 
zeiten vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Zur 
Ermittlung des Verhältnisses zwischen dem von dem 
Versicherten erzielten Arbeitseinkommen (§ 1255 
Abs. 6 der Reichsversicherungsordnung) und dem 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelt aller Ver- 
sicherten sind die Vorschriften der Rentenversiche- 
rung der Angestellten anzuwenden, im übrigen gel- 
ten die Vorschriften, die in der Rentenversicherung 
der Arbeiter gelten oder zu dem maßgebenden Zeit- 
punkt gegolten haben. Für die Halbversicherung 
gilt, soweit das vor dem 1. Januar 1957 geltende 
Recht anzuwenden ist, § 6 Abs. 1 und 3 des in Satz 1 
genannten Gesetzes. 

(2) Zeiten zwischen dem 9. Mai 1945 und dem 
17. Dezember 1953, in denen ein Gewerbetreibender 
nicht in die Handwerksrolle eingetragen war, je- 
doch seinen Betrieb als Handwerksbetrieb gewerbe- 
polizeilich angemeldet hatte, stehen Zeiten der Ein- 
tragung in die Handwerksrolle gleich. 

(3) unverändert 


(4) Handwerker-Versidierungskarten gelten als 
Versicherungskarten der Rentenversicherung der 
Arbeiter bis zu ihrem Umtausch weiter; der Um- 
tausch hat innerhalb eines Jahres nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes zu erfolgen. 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Sicherung von Handwerkern, die nadi § 3 des Ge- 
setzes über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk versicherungsfrei waren. 

(3) Bis zum Erlaß der in § 4 Abs. 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnung gilt für die Beitragsentrichtung 
nach § 4 Abs. 2 die Beitragsklasse IX. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung bestimmt den Zeitpunkt, in dem der Beitrags- 
einzug (§5 Abs. 3) beginnt. Er kann ihn nach Ein- 
zugsstellen unterschiedlich festsetzen. 


§ 10 

(1) Renten, die ganz oder zum Teil auf Grund von 
Beiträgen nach § 8 Abs. 1 durch die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte festgestellt sind oder 
werden, werden weiterhin von dieser gewährt. 

(2) Renten, die ganz oder zum Teil auf Grund von 
Beiträgen nach § 8 Abs. 1 bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte bis zum 31. Dezember 
1959 beantragt oder von Renten nach Absatz 1 abge- 
leitet oder aus diesen umgewandelt werden, wer- 
den auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte festge- 
stellt, es sei denn, daß Beiträge auf Grund dieses 
Gesetzes entrichtet sind. 

(3) Die Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter erstatten der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte die Ausgaben für Renten nach den Ab- 
sätzen 1 und 2; §§ 1390 bis 1393 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten. 


Beschlüsse des 20, Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) entfällt 


(5) Im Saarland beginnt der Beitragseinzug mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes; § 5a Abs. 3 gilt 
nicht. 

§ 10 

(1) unverändert 


(2) Renten, die ganz oder zum Teil auf Grund von 
Beiträgen nach § 8 Abs. 1 bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte bis zum 30. Juni 1960 
beantragt oder von Renten nach Absatz 1 abgeleitet 
oder aus diesen umgewandelt werden, werden 
auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von der 
Bundes Versicherungsanstalt für Angestellte festge- 
stellt, es sei denn, daß Beiträge auf Grund dieses 
Gesetzes entrichtet sind. 

(3) Die Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter erstatten der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte die Ausgaben für Renten nach den Ab- 
sätzen 1 und 2; §§ 1390 bis 1393 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten; § 1314 der Reidisversiche- 
rungsordnung und § 93 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes gelten nicht. Die Erstattungssumme 
erhöht sidi im Jahre 1960 um einen Betrag von 
29 Millionen Deutsche Mark. 

(4) Zwischen den Trägem der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte findet eine Auseinanderset- 
zung über vorhandenes Vermögen aus der Hand- 
werkerversorgung zum 30. Juni 1960 statt. Die 
Durchführung obliegt dem Bundesversichenmgsamt. 

(5) Im Saarland werden die Renten weiterhin 
von der Landesversichenmgsanstalt für das Saar- 
land gewährt; Absätze 1 bis 4 gelten nicht. 

§ 10a 

(1) Sind zuletzt Beiträge nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
entrichtet worden, so ist für die Feststellung der 
Renten derjenige Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter zuständig, in dessen Bezirk der Ver- 
sicherte zur Zeit der Entrichtung dieses Beitrages 
seinen Wohnsitz gehabt hat. § 1311 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Zuständigkeit beim 
Umtausch von Versicherungskarten und bei sonsti- 
gen Angelegenheiten der Versicherung nach dem 
Gesetz. 
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§ 11 

(1) Die Reidisversicherungsordnung wird wie 

folgt geändert: 

1. In § 1227 Abs. 1 werden die Worte „oder des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk" gestrichen. 

2. In § 1228 Abs. 1 Nr. 4 werden eingefügt hinter 
„Arbeitgeber" die Worte „oder eine Neben- 
tätigkeit" und angefügt die Worte „oder in der 
Nebentätigkeit". 

3. In § 1314 Abs. 2 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Dabei gelten Beiträge für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1923, in denen der Versicherte als Ange- 
stellter beschäftigt war, als Beiträge zur Renten- 
versicherung der Angestellten." 

4. In § 1389 treten an die Stelle der Zahl „1957" 
die Zahl „1959" und an die Stelle der Zahl 
„2728" die Zahl „3110". 

(2) Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 

folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 4 werden eingefügt hinter 
„Arbeitgeber" die Worte „oder eine Nebentätig- 
keit" und angefügt die Worte „oder in der Ne- 
bentätigkeit". 

2. In § 93 Abs. 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Dabei gelten Beiträge für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1923, in denen der Versicherte als Ange- 
stellter beschäftigt war, als Beiträge zur Renten- 
versicherung der Angestellten." 

3. In § 116 treten an die Stelle der Zahl „1957" die 
Zahl „1959" und an die Stelle der Zahl „682" 
die Zahl „723". 

(3) 1. In Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiter- 

rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
treten an die Stelle der Zahl „1957" die 
Zahl „1959", an die Stelle der Zahl „240" 
die Zahl „219" und an die Stelle der Zahl 
„16" die Zahl „16,3". 
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(3) Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bewilligt sind, 
werden von der Bimdesversicherungsanstalt für An- 
gestellte bis zu dem Zeitpunkt weitergewährt, zu 
dem sie ohne dieses Gesetz beendigt worden wären. 
Für Anträge auf solche Maßnahmen, die vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt sind, bleibt die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte zuständig; 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte bleibt für die Entscheidung zuständig, welche 
die Beitragspflicht von Handwerkern betreffen und 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt sind. 

§ 11 

(1) Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. In § 1389 treten an die Stelle der Zahl „1957" 
die Zahl „1960" und an die Stelle der Zahl 
„2728" die Zahl „3280". 

(2) Das Angestelltenversicherungsgesetz wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 5 werden eingefügt hinter 
„Arbeitgeber" die Worte „oder eine Nebentätig- 
keit" und angefügt die Worte „oder in der Ne- 
bentätigkeit". 

2. unverändert 


3. In § 116 treten an die Stelle der Zahl „1957" die 
Zahl „1960" und an die Stelle der Zahl „682" 
die Zahl „760". 

(3) 1. Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„(3) Von den Aufwendungen für den 
Sonderzuschuß erstattet der Bund den 
Trägem der Rentenversicherung der Ar- 
beiter im Jahre 1960 den Betrag von 
203 Millionen Deutsche Mark und in den 
folgenden elf Jahren einen Betrag, der 
jeweils um 16,8 Millionen Deutsche Mark 
geringer ist als im Vorjahr." 
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Entwurf Beschlüssed es 20. Ausschusses 


2. ln Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes treten 
an die Stelle der Zahl „1957“ die Zahl 
„1959“, an die Stelle der Zahl „80“ die 
Zahl „58,4“ und der Zahl „5,3“ die Zahl 
. 4 . 5 “. 


(4) Soweit in anderen Vorschriften auf Bestim- 
mungen verwiesen wird oder Bezeichnungen ver- 
wendet werden, die durch dieses Gesetz geändert 
werden, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


2. Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

(3) Von den Aufwendungen für den 
Sonderzuschuß erstattet der Bund der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte im 
Jahre 1960 den Betrag von 53,1 Millionen 
Deutsche Mark und in den folgenden elf 
Jahren einen Betrag, der jeweils um 4,5 
Millionen Deutsche Mark geringer ist als 
im Vorjahr." 

(4) unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 


DRITTER ABSCHNITT 


Schlußvorschriften 


Schlußvorschriften 


§ 12 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten ins- 
besondere außer Kraft 

1. das Gesetz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1900), 

2. die Erste Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
13. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1255), 

3. § 3 Abs. 1 Satz 4 der Zweiten Durchführungs- 
verordnung zur Notdienstverordnung vom 
10. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2018), 

4. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk vom 
28. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2113), 

5. die Dritte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
20. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1671), 

6. Abschnitt IV des Gesetzes über weitere Maß- 
nahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß 
des Krieges vom 15. Januar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 34), 

7. die Vierte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 

8. Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 756), 

8. die Fünfte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
26. September 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 565), 


§ 12 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten ins- 
besondere außer Kraft 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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Entwurf 

9. die Sechste Verordnung zur Durchführung . 
und Ergänzung des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk vom 
6. Dezember 1943 (Reidisgesetzbl. I S. 664), 

10. Artikel 21 der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Leistungs- und Beitragsrechts in 
der Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41), soweit er selbstän- 
dige Handwerker betrifft, 

11. das Gesetz zur vorläufigen Änderung des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk vom 27. August 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 755), 

12. die Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes zur vorläufigen Änderung des Geset- 
zes über die Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk vom 21. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 950), 

13. Artikel 2 § 52 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 88). 


§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1959 
in Kraft; die §§ 6 bis 8 treten am 1. April 1959 in 
Kraft. 


Beschluss des 20. Ausschusses 
9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk vom 21. Dezember 1938 (RGBl. I S. 1900) 
vom 6. Juni 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 661), 

15. das Gesetz Nr. 569 zur weiteren Änderung 
des Gesetzes über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk vom 22. Dezember 
1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1728). 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1960 
in Kraft; § 11 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 
tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 
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